
  

1116 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XX. GP  

Bericht und Antrag 
des Gleichbehandlungsausschusses 

betreffend den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Mutterschutzgesetz 1979 und das 
Eltern-Karenzurlaubsgesetz geändert werden 

Im Zuge seiner Beratungen über das Frauen-Volksbegehen (716 der Beilagen) hat der Gleichbehand-
lungsausschuß am 1. April 1998 auf Antrag der Abgeordneten Dr. Elisabeth Hlavac und Rosemarie 
Bauer mit Stimmenmehrheit beschlossen, dem Nationalrat gemäß § 27 Abs. 1 Geschäftsordnungsgesetz 
einen Selbständigen Antrag betreffend den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Mutterschutz-
gesetz 1979 und das Eltern-Karenzurlaubsgesetz geändert werden, vorzulegen. 
In der Debatte ergriffen die Abgeordneten Rosemarie Bauer, Edith Haller, Mag. Doris 
Kammerlander, Mag. Dr. Maria Theresia Fekter, Maria Schaffenrath, Dr. Gertrude Brinek, Heidrun 
Silhavy, Edeltraud Gatterer, die Bevollmächtigte des Frauenvolksbegehrens Dr. Gabriele Christa 
Pölzlbauer, die Obfrau Dr. Elisabeth Hlavac sowie die Bundesministerin für Frauenangelegenheiten 
und Verbraucherschutz Mag. Barbara Prammer das Wort. 
Zur Berichterstatterin für das Haus wurde die Abgeordnete Heidrun Silhavy gewählt. 
Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Gleichbehandlungsausschuß somit den Antrag, der 
Nationalrat wolle dem angeschlossenen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 
Wien, 1998 04 01 

 Heidrun Silhavy Dr. Elisabeth Hlavac 
 Berichterstatterin Obfrau 
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2 1116 der Beilagen 

 

Anlage 

Bundesgesetz, mit dem das Mutterschutzgesetz 1979 und das Eltern-Karenzurlaubsgesetz 
geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Artikel I 

Änderung des Mutterschutzgesetzes 1979 
Das Mutterschutzgesetz 1979, BGBl. Nr. 221, zuletzt geändert durch Bundesgesetz BGBl. I 

Nr. 61/1997, wird wie folgt geändert: 
§ 15 Abs. 1a lautet: 

“(1a) Die Dienstnehmerin kann neben ihrem karenzierten Dienstverhältnis eine geringfügige Be-
schäftigung im Sinne des § 5 Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes BGBl. Nr. 189/1955 
(ASVG), ausüben. Eine über die Geringfügigkeitsgrenze hinausgehende Erwerbstätigkeit ist nur 
vorübergehend zulässig. Eine Verletzung der Arbeitspflicht bei solchen Beschäftigungen hat keine 
Auswirkungen auf das karenzierte Dienstverhältnis. Der Zeitpunkt der Arbeitsleistung im Rahmen 
solcher Beschäftigungen ist zwischen Dienstnehmerin und Dienstgeber vor jedem Arbeitseinsatz zu 
vereinbaren.” 

Artikel II 
Änderung des Eltern-Karenzurlaubsgesetzes 

Das Eltern-Karenzurlaubsgesetz, BGBl. Nr. 651/1989, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 61/1997, wird wie folgt geändert: 
§ 2 Abs. 3 lautet: 

“(3) Der Vater, Adoptiv- oder Pflegevater kann neben seinem karenzierten Arbeitsverhältnis eine 
geringfügige Beschäftigung im Sinne des § 5 Abs. 2 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 189/1955 (ASVG), ausüben. Eine über die Geringfügigkeitsgrenze hinausgehende 
Erwerbstätigkeit ist nur vorübergehend zulässig. Eine Verletzung der Arbeitspflicht bei solchen 
Beschäftigungen hat keine Auswirkungen auf das karenzierte Arbeitsverhältnis. Die Arbeitsleistung im 
Rahmen solcher Beschäftigungen ist zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber vor jedem Arbeitseinsatz 
zu vereinbaren.” 

1116 der Beilagen XX. GP - Volltext2 von 2




